
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten René Springer, Ulrike Schielke-Ziesing, 
Jörg Schneider und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/17424 –

Entwicklung und Höhe des benötigten Jahreseinkommens zur Altersabsicherung 
auf Grundsicherungsniveau

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Der durchschnittliche Bruttobedarf von Empfängern der Grundsicherung im 
Alter lag im Jahr 2010 bei 688 Euro. Bis zum Jahr 2018 erhöhte sich der 
Bruttobedarf um rund 14 Prozent auf 796 Euro (vgl. Bundestagsdrucksache 
19/9712, S. 3). Um nach 45 Beitragsjahren einen Rentenzahlbetrag über der 
Grundsicherung im Alter zu erreichen, war im Jahr 2010 ein durchschnittli-
ches versicherungspflichtiges Jahreseinkommen von 19.432 Euro notwendig. 
Bis zum Jahr 2018 erhöhte sich das benötigte Jahreseinkommen auf 
23.478 Euro, was einem Anstieg von rund 17 Prozent entspricht (vgl. Bundes-
tagsdrucksache 19/9712, S. 4).

Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, die das erforderliche 
versicherungspflichtige Jahreseinkommen nicht erreichen, um nach 45 Bei-
tragsjahren eine Rente über der Grundsicherung im Alter zu erreichen, steigt 
seit dem Jahr 2010 dramatisch an. Während im Jahr 2010 noch rund 8,73 Mil-
lionen Beschäftigte das erforderliche Jahresentgelt nicht erreichten, waren es 
im Jahr 2017 bereits 11,32 Millionen Beschäftigte. Dies entspricht einem Zu-
wachs von mehr als 2,5 Millionen Personen bzw. von rund 23 Prozent (vgl. 
Bundestagsdrucksache 19/9712, S. 5).

Eine genauere Betrachtung der jeweiligen Qualifikationsniveaus zeigt, dass 
nicht nur Beschäftigte im Helferbereich das erforderliche Jahreseinkommen 
zunehmend nicht mehr erreichen. So stieg die Zahl der Helfer, die das erfor-
derliche Jahreseinkommen nicht erreichten, von 2,3 Millionen im Jahr 2012 
um rund 25 Prozent auf 3,1 Millionen im Jahr 2017 an. Im Bereich der Fach-
kräfte ist ein Anstieg von rund 9 Prozent (6,4 Millionen im Jahr 2012 auf 
7,1 Millionen im Jahr 2017), im Bereich der Spezialisten von rund 17 Prozent 
(548.000 im Jahr 2012 auf 662.000 im Jahr 2017) und im Bereich der Exper-
ten von rund 18 Prozent (377.000 im Jahr 2012 auf 461.000 im Jahr 2017) 
festzustellen (vgl. Bundestagsdrucksache 19/9712, S. 6 ff.).
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V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Mit Blick auf den angeführten Vergleich statistischer Größen ist festzuhalten, 
dass es sich bei den in der Vorbemerkung der Fragesteller beschriebenen Ren-
tenanwartschaften nicht um die Höhe der zu erwartenden Altersrenten handelt. 
Es handelt sich vielmehr um Berechnungen von fiktiven Rentenanwartschaften 
auf Basis der Vorgabe der Fragestellung, die in Bezug auf die unterstellte Versi-
cherungsbiographie keine empirische Grundlage aufweisen. Insbesondere kann 
auf Basis des Entgelts eines einzelnen Jahres nicht auf die während der gesam-
ten Erwerbsbiografie erzielten Entgelte geschlossen werden. Daher lassen die 
Werte keine Rückschlüsse auf die tatsächliche Höhe zukünftiger Rentenanwart-
schaften zu. Darüber hinaus ist festzuhalten, dass aus der Höhe einer Rentenan-
wartschaft in der gesetzlichen Rentenversicherung grundsätzlich nicht auf Be-
dürftigkeit in der Grundsicherung im Alter geschlossen werden kann, da u. a. 
weitere Alterseinkommen und der Haushaltskontext nicht berücksichtigt sind.
Für das Jahr 2019 liegen noch keine Daten vor. In den nachstehenden Antwor-
ten erfolgt zudem keine Aggregation der einzelnen Bundesländer nach neuen 
und alten Bundesländern, da die Daten aus verschiedenen statistischen Quellen 
stammen, die eine unterschiedliche Praxis in Bezug auf die Zuordnung Berlins 
zu neuen und alten Bundesländern aufweisen.
Als Grundlage für die Beantwortung der Fragen 4 bis 8 kann das Merkmal 
„Entgelt“ aus der Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit (Ent-
geltstatistik) herangezogen werden. Auswertungen liegen bis zum Jahr 2018 
vor. Das im Rahmen der Entgeltstatistik abgebildete sozialversicherungspflich-
tige Bruttoarbeitsentgelt (kurz: Arbeitsentgelt) umfasst alle laufenden oder ein-
maligen Einnahmen aus der Hauptbeschäftigung bis zur sogenannten Beitrags-
bemessungsgrenze in der Rentenversicherung. Auswertungen zu den Entgelten 
werden jeweils nur für Beschäftigte am 31. Dezember eines Jahres durchge-
führt. Die Angaben über das sozialversicherungspflichtige Bruttoarbeitsentgelt 
beziehen sich immer auf einen spezifischen Beschäftigungszeitraum, der das 
gesamte Kalenderjahr, im Extremfall aber auch nur einen Tag umfassen kann. 
Um vergleichbare Angaben zu erhalten, werden die Entgeltangaben deshalb auf 
einen einheitlichen Zeitraum normiert. Ergebnisse zu den Bruttomonatsent-
gelten liegen klassiert in 50-Euro-Schritten vor.
Da in der Entgeltstatistik Bruttomonatsentgelte abgebildet werden und sich die 
Fragen 4 bis 8 auf das „notwendige“ versicherungspflichtige Jahresentgelt für 
eine Nettorente oberhalb des Bruttobedarfs (nach 45 Jahren) beziehen, werden 
hier die jeweiligen jährlichen Schwellenwerte durch zwölf geteilt. Dabei er-
geben sich Werte, die nicht den Klassengrenzen in der Entgeltstatistik entspre-
chen. Aus diesem Grund wurden hier klassierte Daten bezogen auf die nächst 
höhere Klassengrenze ausgewertet, also bezogen auf die Klassengrenze ober-
halb des Schwellenwertes (im Jahr 2018: 2.000 Euro für Deutschland). Als 
Schwellenwerte wurden für alle Abgrenzungen die versicherungspflichtigen 
Jahresentgelte zugrunde gelegt, mit welchen im jeweiligen Jahr 1/45 der Ent-
geltpunkte erreicht werden, die nötig wären, um eine Nettorente in Höhe des 
bundesdurchschnittlichen Bruttobedarfs in der Grundsicherung im Alter des 
gleichen Jahres zu erhalten.
Die Auswertungen der Entgeltstatistik sind zwar im Allgemeinen aus Gründen 
der Vergleichbarkeit fast ausschließlich auf solche sozialversicherungspflichtig 
Vollzeitbeschäftigte eingeschränkt, die nicht in einem Ausbildungsverhältnis 
stehen und für die keine (gesetzlichen) Sonderregelungen gelten (Kurzbezeich-
nung: sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigte der Kerngruppe). Im 
Kontext der vorliegenden Fragestellungen erscheint es jedoch geboten und ver-
tretbar, von dieser Vorgehensweise abzuweichen und Ergebnisse zu allen so-
zialversicherungspflichtig Beschäftigten mit Entgeltangabe abzubilden.
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Abweichend von den gestellten Fragen liegen hierfür Daten differenziert nach 
den Anforderungsniveaus erst ab dem Jahr 2012 vor.
Soweit die Fragesteller Angaben für Staatsangehörige der sog. „Top-8-Asyl-
herkunftsländer“ erbitten, zählen hierzu entsprechend der Vorgabe bei der Be-
antwortung der Kleinen Anfrage „Altersabsicherung von Schutzsuchenden“ 
(Bundestagsdrucksache 19/9712) die Länder Afghanistan, Eritrea, Irak, Iran, 
Nigeria, Pakistan, Somalia und Syrien. Die nachstehenden Daten der Deut-
schen Rentenversicherung (DRV), der Bundesagentur für Arbeit (BA) sowie 
des Statistischen Bundesamtes sind ausschließlich nach dem Kriterium der 
Staatsbürgerschaft differenziert und liefern weder Auskunft über den Aufent-
haltsstatus, die Dauer oder die Gründe des Aufenthalts.

 1. Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 2010 bis 
2019 der durchschnittliche Bruttobedarf von Empfängern der Grund-
sicherung im Alter, die außerhalb von Einrichtungen leben (bitte diffe-
renziert nach Bund, nach neuen und alten Bundesländern insgesamt so-
wie nach Ländern getrennt ausweisen und zusätzlich die absolute sowie 
relative Veränderung des Jahres 2010 auf 2019 – bzw. letzte verfügbare 
Zahlen – ausweisen)?

Die durchschnittlichen jährlichen Bruttobedarfe für die erfragten Jahre sowie 
deren Veränderung von 2010 gegenüber 2018 von Empfängerinnen und Emp-
fängern der Grundsicherung im Alter, die außerhalb von Einrichtungen leben, 
können der nachstehenden Tabelle entnommen werden.
Durchschnittlicher Bruttobedarf von Empfängerinnen und Empfängern von 
Grundsicherung im Alter 1) außerhalb von Einrichtungen, Ende des Jahres

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

in Euro in %

Deutschland 688 707 727 747 769 790 804 814 796 108 15,7
Schleswig-Holstein 696 713 733 751 768 788 803 813 800 104 14,9
Hamburg 758 781 801 819 847 875 875 884 872 114 15,0
Niedersachsen 667 684 703 722 741 758 771 782 770 103 15,4
Bremen 709 722 744 764 779 792 803 817 800 91 12,8
Nordrhein-Westfalen 689 708 727 746 766 781 793 802 786 97 14,1
Hessen 705 726 747 767 783 806 821 830 812 107 15,2
Rheinland-Pfalz 646 663 684 705 723 749 765 773 755 109 16,9
Baden-Württemberg 682 705 726 750 771 788 807 818 799 117 17,2
Bayern 709 730 752 772 794 814 831 839 812 103 14,5
Saarland 678 693 715 731 745 775 788 796 776 98 14,5
Berlin 690 704 725 741 793 838 852 863 843 153 22,2
Brandenburg 652 671 689 709 729 742 756 769 750 98 15,0
Mecklenburg-Vorpommern 642 660 678 696 718 729 744 755 745 103 16,0
Sachsen 623 644 663 683 702 717 729 736 716 93 14,9
Sachsen-Anhalt 619 636 660 681 704 718 727 741 723 104 16,8
Thüringen 618 642 662 683 702 719 729 739 724 106 17,2

Veränderung
2018 ggü. 2010

in Euro

1) Über der Altersgrenze nach § 41 Abs. 2 SGB XII.
Quelle: Statistisches Bundesamt
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 2. Welches versicherungspflichtige Jahresentgelt war nach Kenntnis der 
Bundesregierung in den Jahren 2010 bis 2019 jeweils notwendig, um 
nach 45 Jahren versicherungspflichtiger Beschäftigung eine Nettorente 
oberhalb der in Frage 1 genannten durchschnittlichen Bruttobedarfe zu 
erhalten (bitte differenziert nach Bund, nach neuen und alten Bundeslän-
dern insgesamt sowie nach Ländern getrennt ausweisen und zusätzlich 
die absolute sowie relative Veränderung des Jahres 2010 auf 2019 – bzw. 
letzte verfügbare Zahlen – ausweisen)?

Der nachstehenden Tabelle können die versicherungspflichtigen Jahresentgelte 
für die erfragten Jahre entnommen werden, mit denen im jeweiligen Jahr 1/45 
der Entgeltpunkte erreicht wird, die benötigt würden, um eine Nettorente in 
Höhe des durchschnittlichen Bruttobedarfs in der Grundsicherung im Alter des 
gleichen Jahres zu erhalten sowie deren Veränderung von 2010 gegenüber 
2018.
Es wird darauf hingewiesen, dass aus dem hier betrachteten rechnerischen Zu-
sammenhang zwischen durchschnittlichem Jahresentgelt und durchschnitt-
lichem Bruttobedarf in der Grundsicherung im Alter keine Rückschlüsse auf 
künftige Bedürftigkeit geschlossen werden können, da zum einen die während 
der gesamten Erwerbsbiografie erworbenen Entgeltpunkte und zum anderen 
weitere Einkommen im Alter sowie der Haushaltskontext entscheidend sind.
Rentenversicherungspflichtiges Jahresentgelt für 1/45 der rechnerisch erforder-
lichen Entgeltpunkte für eine Nettorente in Höhe des durchschnittlichen Brutto-
bedarfs in der Grundsicherung im Alter des gleichen Jahres am Jahresende

Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen
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 3. Wie viele Entgeltpunkte sind nach Kenntnis der Bundesregierung nach 
dem aktuellen Rentenwert notwendig, um eine Nettorente oberhalb des 
durchschnittlichen Bruttobedarfs der Grundsicherung im Alter außerhalb 
von Einrichtungen zu erhalten, und welcher Bruttostundenlohn ist aktuell 
notwendig, um in zwölf Monaten Vollzeitarbeit zu

a) 38,5 Arbeitsstunden pro Woche,

b) 40 Arbeitsstunden pro Woche

eine Anzahl an Entgeltpunkten zu erreichen, die einem Fünfundvierzigs-
tel dieser Summe entspricht?

Der durchschnittliche Bruttobedarf von Empfängerinnen und Empfängern der 
Grundsicherung im Alter, die außerhalb von Einrichtungen leben, beträgt 
796 Euro (Stand Dezember 2018). Um eine Nettorente oberhalb dieses Betrags 
zu erhalten, würden aktuell 27,2 Entgeltpunkte benötigt. Um dies bei einer wö-
chentlichen Arbeitszeit von 38,5 Stunden über 45 Jahre versicherungspflichti-
ger Beschäftigung hinweg zu erreichen, wäre aktuell rechnerisch ein Stunden-
lohn von 12,13 Euro und bei einer wöchentlichen Arbeitszeit von 40 Stunden 
rechnerisch ein Stundenlohn von 11,68 Euro erforderlich. Bei dieser Berech-
nung handelt es sich um eine rein rechnerische modellhafte Betrachtung, die 
auf aktuellen Werten und Annahmen auf Basis der Vorgabe der Fragestellung 
beruht, und nicht um tatsächliche Erwerbsbiografien – insbesondere nicht über 
mehrere Jahrzehnte. Hinsichtlich der Bedürftigkeit in der Grundsicherung sind 
zudem weitere Einkommen im Alter und der Haushaltkontext entscheidend.

 4. Wie viele sozialversicherungspflichtig Beschäftigte haben nach Kenntnis 
der Bundesregierung in den Jahren 2010 bis 2019 jeweils ein versiche-
rungspflichtiges Jahresentgelt erzielt, das nicht ausreicht, um nach 
45 Jahren versicherungspflichtiger Beschäftigung eine Rente oberhalb 
der Grundsicherung im Alter zu erreichen (bitte differenziert nach Bund, 
nach neuen und alten Bundesländern insgesamt, nach Ländern, nach so-
ziodemografischen Merkmalen: Männer, Frauen, nach Staatsangehörig-
keit Deutsch, Ausländer, EU-Ausländer, Staatsangehörigkeit aus einem 
Top-8-Asylherkunftsland getrennt ausweisen und zusätzlich die absolute 
sowie relative Veränderung des Jahres 2010 auf 2019 – bzw. letzte ver-
fügbare Zahlen – ausweisen)?

 5. Wie viele sozialversicherungspflichtig Beschäftigte mit Anforderungs-
niveau Helfer haben nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 
2010 bis 2019 jeweils ein versicherungspflichtiges Jahresentgelt erzielt, 
das nicht ausreicht, um nach 45 Jahren versicherungspflichtiger Beschäf-
tigung eine Rente oberhalb der Grundsicherung im Alter zu erreichen 
(bitte differenziert nach Bund, nach neuen und alten Bundesländern ins-
gesamt, nach Ländern, nach soziodemografischen Merkmalen: Männer, 
Frauen, nach Staatsangehörigkeit Deutsch, Ausländer, EU-Ausländer, 
Staatsangehörigkeit aus einem Top-8-Asylherkunftsland ausweisen und 
zusätzlich die absolute sowie relative Veränderung des Jahres 2010 auf 
2019 – bzw. letzte verfügbare Zahlen – ausweisen)?

 6. Wie viele sozialversicherungspflichtig Beschäftigte mit Anforderungs-
niveau Fachkraft haben nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2010 bis 2019 jeweils ein versicherungspflichtiges Jahresentgelt 
erzielt, das nicht ausreicht, um nach 45 Jahren versicherungspflichtiger 
Beschäftigung eine Rente oberhalb der Grundsicherung im Alter zu er-
reichen (bitte differenziert nach Bund, nach neuen und alten Bundeslän-
dern insgesamt, nach Ländern, nach soziodemografischen Merkmalen: 
Männer, Frauen, nach Staatsangehörigkeit Deutsch, Ausländer, EU-Aus-
länder, Staatsangehörigkeit aus einem Top-8-Asylherkunftsland aus-
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weisen und zusätzlich die absolute sowie relative Veränderung des Jahres 
2010 auf 2019 – bzw. letzte verfügbare Zahlen – ausweisen)?

 7. Wie viele sozialversicherungspflichtig Beschäftigte mit Anforderungs-
niveau Spezialist haben nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2010 bis 2019 jeweils ein versicherungspflichtiges Jahresentgelt 
erzielt, das nicht ausreicht, um nach 45 Jahren versicherungspflichtiger 
Beschäftigung eine Rente oberhalb der Grundsicherung im Alter zu er-
reichen (bitte differenziert nach Bund, nach neuen und alten Bundeslän-
dern insgesamt, nach Ländern, nach soziodemografischen Merkmalen: 
Männer, Frauen, nach Staatsangehörigkeit Deutsch, Ausländer, EU-Aus-
länder, Staatsangehörigkeit aus einem Top-8-Asylherkunftsland aus-
weisen und zusätzlich die absolute sowie relative Veränderung des Jahres 
2010 auf 2019 – bzw. letzte verfügbare Zahlen – ausweisen)?

 8. Wie viele sozialversicherungspflichtig Beschäftigte mit Anforderungs-
niveau Experte haben nach Kenntnis der Bundesregierung in den Jahren 
2010 bis 2019 jeweils ein versicherungspflichtiges Jahresentgelt erzielt, 
das nicht ausreicht, um nach 45 Jahren versicherungspflichtiger Beschäf-
tigung eine Rente oberhalb der Grundsicherung im Alter zu erreichen 
(bitte differenziert nach Bund, nach neuen und alten Bundesländern ins-
gesamt, nach Ländern, nach soziodemografischen Merkmalen: Männer, 
Frauen, nach Staatsangehörigkeit Deutsch, Ausländer, EU-Ausländer, 
Staatsangehörigkeit aus einem Top-8-Asylherkunftsland ausweisen und 
zusätzlich die absolute sowie relative Veränderung des Jahres 2010 auf 
2019 – bzw. letzte verfügbare Zahlen – ausweisen)?

Die Fragen 4 bis 8 werden gemeinsam beantwortet.
Die gewünschten Angaben können den entsprechenden Tabellen in der Anlage 
entnommen werden. Eine Aussage zum Einkommen über die gesamte Erwerbs-
karriere hinweg lässt sich auf Basis dieser Angaben nicht treffen. Im Übrigen 
wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung sowie auf die Antworten zu 
den Fragen 2 und 3 verwiesen.

 9. Wie viele Personen weisen nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2010 sowie 2017 bis 2019 einen Rentenzahlbetrag

a) bis unter 800 Euro,

b) bis unter 850 Euro,

c) bis unter 900 Euro,

d) bis unter 950 Euro,

e) bis unter 1.000 Euro,

f) bis unter 1.050 Euro,

g) bis unter 1.100 Euro,

h) mehr als 1.100 Euro

auf (bitte jeweils den absoluten sowie relativen Anteil ausweisen und zu-
sätzlich nach Geschlecht aufschlüsseln)?

Die Anzahl der Renten in der erbetenen Differenzierung kann der Tabelle in der 
Anlage entnommen werden. Bei der Interpretation der Beträge ist zu beachten, 
dass aus der Höhe einer Rente in der gesetzlichen Rentenversicherung grund-
sätzlich nicht auf die Einkommenssituation im Alter geschlossen werden kann, 
da u. a. weitere Alterseinkommen und der Haushaltskontext nicht berücksich-
tigt sind. Angaben zu den Haushaltseinkommen im Alter liefert die Studie 
Alterssicherung in Deutschland, die Grundlage für den Alterssicherungsbericht 
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der Bundesregierung ist. Nach dem letzten Alterssicherungsbericht 2016 be-
trägt das durchschnittliche Nettoeinkommen für Haushalte von Rentnerninnen 
und Rentnern in der gesetzlichen Rentenversicherung im Alter ab 65 Jahren für 
Ehepaare 2.508 Euro im Monat, für alleinstehende Männer 1.448 Euro und für 
alleinstehende Frauen 1.412 Euro.

10. Wie viele Personen haben nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2010 bis 2019 Leistungen der Grundsicherung im Alter erhalten 
(bitte differenziert nach Bund, nach neuen und alten Bundesländern, 
nach soziodemografischen Merkmalen: Männer, Frauen, nach Staatsan-
gehörigkeit: Deutsch, Ausländer, EU-Ausländer, Drittstaatsangehörige, 
Staatsangehörigkeit aus einem Top-8-Asylherkunftsland ausweisen)?

Die Anzahl der Personen, die in den Jahren 2010 bis 2018 Leistungen der 
Grundsicherung im Alter nach dem 4. Kapitel des Zwölften Buches Sozial-
gesetzbuch (SGB XII) erhalten haben, kann den Tabellen in der Anlage ent-
nommen werden. Daten zu den Empfängerinnen und Empfängern von Grund-
sicherung im Alter nach einzelnen Staatsangehörigkeiten liegen erst ab dem 
Jahr 2015 vor. Bis zum Jahr 2014 erfolgte keine statistische Erfassung der ein-
zelnen Staatsangehörigkeit. Daher wird die Zahl der Empfängerinnen und Emp-
fänger von Leistungen der Grundsicherung im Alter mit einer Staatsangehörig-
keit der in der Fragestellung genannten „Top-8-Asylherkunftsländer“ des Jahres 
2016 erst ab dem Jahr 2015 ausgewiesen. Im Übrigen wird auf die Antwort zu 
Frage 9 der Kleinen Anfrage „Altersabsicherung von Schutzsuchenden – 
Teil 2“ auf Bundestagsdrucksache 19/9712 verwiesen.

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 7 – Drucksache 19/18219



Drucksache 19/18219 – 8 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 9 – Drucksache 19/18219



Drucksache 19/18219 – 10 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 11 – Drucksache 19/18219



Drucksache 19/18219 – 12 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 13 – Drucksache 19/18219



Drucksache 19/18219 – 14 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 15 – Drucksache 19/18219



Drucksache 19/18219 – 16 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 17 – Drucksache 19/18219



Drucksache 19/18219 – 18 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 19 – Drucksache 19/18219



Drucksache 19/18219 – 20 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 21 – Drucksache 19/18219







Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0722-8333


